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 In dem vorliegendem Text werde ich versuchen, die Universalität der Menschenrechte auf 
der Begründungsebene argumentativ gegen relativistische Tendenzen zu verteidigen. Ich 
werde mich dazu auf die Goldene Regel als geeignetes Instrument beziehen, diese kritisch 
analysieren und darstellen, dass sie sich nicht nur aufgrund ihrer weiten Verbreitung, sondern 
vor allem wegen des implizierten zivilisatorischen Fortschritts vom Vergeltungsprinzip zum 
Grundsatz des Wünschenswerten eignet. 
 Die aus der Goldenen Regel ableitbaren ethischen Prinzipien Toleranz und Wertschätzung 
spielen eine Schlüsselrolle, wenn im Spannungsfeld dessen, was die Goldene Regel in ihrer 
positiven bzw. negativen Formulierung gebietet, nämlich Wohlwollen und Gerechtigkeit, zu 
entscheiden ist, wie weit die Toleranz gehen und wie sich Wertschätzung im Rahmen der 
Globalisierung äußern sollte. 
 
2. Der Begriff des Menschenrechts: Rechtscharakter und Einteilung
 An keiner anderen Stelle wird der Zusammenhang zwischen Recht und Ethik so deutlich 
wie bei den Menschenrechten. Obgleich die Menschenrechte wie andere Rechtsbereiche 
mittlerweile positiviert, d.h. in Form völkerrechtlich bindender Kodizes schriftlich fixiert 
sind, haben die Menschenrechte einen überpositiven Sonderstatus inne, der sich zweifach 
manifestiert. Zum einen ist die Begründung der Menschenrechte nicht mit einem bloßen 
Setzungsakt zu erklären, wie dies etwa bei einer Reihe von willkürlich bestimmten 
Regelungen der Fall ist, die auch anders aussehen könnten, mithin reine Konventionen sind. 
Zum anderen bilden die Menschenrechte aufgrund ihrer überpositiven Sonderstellung im 
Rechtssystem gleichsam einen Prüfstein für jede neu geschaffene nationale und internationale 
Norm sowie für das Handeln staatlicher Verwaltung. 
 Doch sind Menschenrechte – und ich möchte jetzt darunter die 30 Artikel der Allgemeinen 
Erklärung der Menschenrechte von 1948 verstehen - überhaupt Rechte? Handelt es sich dabei 
nicht um appellative Sollenssätze, ohne jede Rechtsverbindlichkeit? Die Allgemeine 
Erklärung legt zwar in einer juristischen Sprache die wichtigsten Menschenrechte fest, jedoch 
handelt es sich dabei nichtsdestotrotz um eine als „Empfehlung ohne Befolgungszwang 
verabschiedete Deklaration“, die „nicht mittels einer völkerrechtlichen Rechtsquelle zur 
Geltung gebracht wird“ und somit „nur zur Bildung einschlägigen Völkergewohnheitsrechts 
beitragen [konnte]“1. 
  Nach Tugendhat drücken Rechte Beziehungen aus, die 1. von Menschen an Menschen 
verliehen wurden und die 2. einklagbar sind.2
 Die Annahme der Verleihung stellt das erste Problem dar. Wenn ich annehme, dass eine 
Verleihung der Menschenrechte z.B. von der Natur oder auch von Gott erfolgt ist, so 
widerspricht dieser Sichtweise der Grundsatz, dass die Instanz, die Rechte verleiht auch die 
Instanz sein muss, bei der diese Rechte einklagbar sind. Die von Gott verliehenen Rechte sind 
aber nicht bei ihm einklagbar.3 Tugendhats Lösung ist folgende: Wir verleihen uns diese 
elementaren Rechte gegenseitig und übernehmen auch die damit verbundenen Pflichten. Wir 
als transzendentale Subjekte im Sinne Kants, als die unsinnlichen, intelligiblen „Iche“, die 
unabtrennbarer Teil der moralischen Gesetzgebung sind4 verleihen sie uns als empirische 
Subjekte. Insoweit wäre der Rechtscharakter für die Menschenrechte zunächst gerettet. 
 Doch das weit schwierigere Problem, das deutete sich ja schon an, ergibt sich beim zweiten 
Begriff, der Einklagbarkeit. Hier vermag Tugendhat nur noch einen schwächeren 
Rechtsbegriff für die Menschenrechte zu beanspruchen, bei dem die Einklagbarkeit zunächst 
wegfällt. Dieser Begriff des schwächeren Rechts bedeutet ein subjektives Recht ohne 
einklagbare Pflicht des Anderen. Diese Vagheit des „sozialen Schutzes“ ist nun sehr 
unbefriedigend und so formuliert Tugendhat eine hoffnungsvolle Perspektive: die Pflicht zur 
Schaffung einer Rechtsinstanz5, die Einklagbarkeit gewährleistet. 
 Zentraler Begriff der Menschenrechtsidee ist die Würde, deren Zubilligung mit der 
Annahme des Personseins zusammenhängt. Bei der Bezeichnung des Menschen als Person 
spielt der Begriff der Freiheit, der Autonomie eine herausragende Rolle. Um universale 
Freiheit und Würde ringen die Antike und das Mittelalter. Schließlich münden die 
Überlegungen in der Neuzeit, namentlich in der Aufklärung, in den Gedanke ein, das beides, 
Freiheit und Würde des Menschen, schützenswert sind und angesichts eines bedrohlichen 
absoluten Staats durch entsprechende Konzides gewährleistet werden müsse. Dazu nun ein 
kurzer ideengeschichtlicher Überblick. 
 
3. Geschichte der Menschenrechte: Philosophische Vorarbeit und juridische Meilensteine 
 Im Zusammenhang mit der Frage nach dem Verhältnis von φύσις und νόµοι bildeten sich in 
der Gleichheitsfrage zwei Richtungen heraus, einmal die klassische um Platon und Aristoteles 
und zum anderen eine revolutionäre Position, die von der Sophistik und später der Stoa 
eingenommen wurde. 
 
 Innerhalb der Sophistik gab es Vertreter einer Naturrechtsphilosophie, die sich gegen das 
Gesetz als Konvention wendete. Einer von ihnen war Hippias von Elis, der das Gesetz als 
„Tyrann der Menschen“ bezeichnete, weil es „vieles gegen die Natur“ erzwinge.6 Von Natur 
seien wir alle gleich, nur das Gesetz mache Unterschiede. Dies hatte vor allem Auswirkungen 
auf die Sklavenfrage, die eine entscheidende ist im Hinblick auf die 
Menschenrechtsentwicklung.  
 
 Die Autoritäten der attischen Philosophie, Platon und Aristoteles, gingen dagegen von einer 
natur-gegebenen Ungleichheit der Menschen aus, die deren Einteilung in freie Bürger 
einerseits und Sklaven andererseits bzw. in Athener und Barbaren rechtfertigte. 
 Platon sah in einer streng hierarchisch geordneten Ständegesellschaft, in der jeder seine 
Aufgabe erfüllt und sich nicht um die Belange des anderen kümmert, sogar den Garant für die 
Gerechtigkeit in der Polis. Dazu gehört dann eben auch, dass der Sklave seinen Dienst 
verrichtet. Außenpolitisch ist für Platon klar, dass Griechen und Nichtgriechen „von Natur 
Feinde“ sind.7
 Ferner prägt Aristoteles das Bild des „Sklave von Natur“8 Der Begriff φύσει δούλος ist bei 
Aristoteles ursächlich mit dem der Vernunftbegabtheit verbunden. So schreibt er: „Von Natur 
aus ist der ein Sklave, der einem anderen gehören kann und auch gehört und der nur insofern 
an der Vernunft teilhat, als er sie von anderen annimmt, sie aber nicht von sich aus besitzt.“9 
Als ein derart nicht-vernunftbegabter und damit zur produktiven Leistung innerhalb der 
Gemeinschaft unfähiger Mensch ist der Sklave nicht mehr als ein „lebendes Werkzeug“10 
seines Herrn; ein Umstand, den Aristoteles für „zuträglich und gerecht“11 hält. 
 
 Auch vom frühen Christentum wird Sklaverei als selbstverständlich und unvermeidlich 
angesehen. Augustinus und später vor allem Thomas von Aquin kommen bei der Sklaven-
Frage auf die unumstrittene philosophische Autorität Aristoteles zurück und überhöhen seine 
Position theologisch durch gezielte Verweise auf passende Bibelstellen12. 
 Nach Augustinus kann es zwar keine Sklaven von Natur geben, da die Menschen vor dem 
Sündenfall einander gleich, das Paradies eine herrschafts- und hierarchiefreie Zone gewesen 
sei, doch der Sündenfall Adams führt zu jener natura vitiata, welche die Herrschaft des 
Menschen über Menschen möglich und nötig. Die Sklaverei als Exponent von Herrschaft 
führt Augustinus direkt zurück auf die Verfehlung Hams seinem Vater Noah gegenüber, der 
daraufhin einen der Söhne Hams zum Sklavendienst verurteilte.13
 Thomas von Aquin gibt Aristoteles zu, dass die Natur bisweilen auch Menschen 
hervorbringt, die aufgrund „ihrer geistigen Unterlegenheit und ihres robusten Körpers“14 für 
das Sklavendasein prädestiniert scheinen. Insbesondere sei dies bei Naturvölkern der Fall, die 
„in Stumpfsinn und tierischen Sitten dahinleben“15. 
 
 Dennoch tritt die Entwicklung der Menschenrechtsidee durch das Christentum in eine neue 
Dimension ein. Die christliche Philosophie verleiht dem Menschen – und das ist neu - eine 
unveräußerliche dignitas humana, die direkt aus der Gottebenbildlichkeit des Menschen, 
erwächst. Als Abbild Gottes ist dem Menschen personale, subjektive Würde verliehen. 
 Ausgangspunkt des christlichen Menschenbildes ist dabei die Geschöpflichkeit des 
Menschen. Gott schuf den Menschen als sein Abbild, so steht es gleich dreimal hintereinander 
in Gen 1, 26 und 2716. 
 Der Theologe Karl Barth beschreibt diese Schöpfung des Menschen als „ein Gespräch 
Gottes mit sich selbst, eine Beratung wie zwischen mehreren göttlichen Beratern und eine 
darauf begründete göttliche Beschlußfassung“17. Der Mensch sei dabei, so Barth, „im Bilde“ 
und „nach dem Bilde“ Gottes geschaffen.18 dabei ist Gottebenbildlichkeit „keine Qualität des 
Menschen“, sie besteht nicht „in etwas, das der Mensch ist oder tut“, sondern „sie besteht 
indem der Mensch selber und als solcher als Gottes Geschöpf besteht“. Barth sagt: „Er wäre 
nicht Mensch, wenn er nicht Gottes Ebenbild wäre. Er ist Gottes Ebenbild, indem er Mensch 
ist.“ Damit ist die Würde des Menschen unveräußerlich, nicht von ihm zu trennen, weil die 
Gottebenbildlichkeit nicht von ihm zu trennen ist. 
 Ferner ist der Mensch als geschaffenes Ebenbild Gottes von seinem Ursprung, seinem 
Wesen und seiner Zielbestimmung her nicht eigenbestimmt, seine Würde ist, im Sinne 
Luthers, eine dignitas aliena, eine „fremde Würde“. Etwas, das sich im Gleichnis vom 
verlorenen Sohn zeigt, denn der Sohn hat seine Sohnschaft nur im negativen Modus gelebt. Er 
kann seine Beziehung zum Vater nicht mehr auf seine eigene Sohnes-Würde bauen, denn 
diese hat er verloren.19 Er muss hoffen, dass der Vater seinerseits die Beziehung neu aufbaut. 
Dies tut er, in dem er von sich, von seiner Würde, von seinem Besitz gibt.20 Gewand, Ring 
und Schuhe sind Besitztümer des Vaters, auf die der Sohn eigentlich keinen Anspruch hat; er 
empfängt sie aus Gnade. Helmut Thielicke fasst das sehr schön zusammen, wenn er ausführt: 
„Die Ebenbildlichkeit des verlorenen Sohnes beruht nicht auf der Eigenschaft des Sohnes, 
Sohn geblieben zu sein, sondern auf der des Vaters, Vater geblieben zu sein.“21. 
 Übertragen auf die Heilsgeschichte der gesamten Menschheit besteht dieser Gnadenerweis 
Gottes in seiner Menschwerdung. Die Würde des Menschen wird dabei durch die 
Menschwerdung Gottes in Jesus Christus nicht nur bestätigt, sondern verstärkt, denn Jesus ist 
der einzige Mensch schlechthin, der einzige Mensch, der die Menschlichkeit des Ebenbilds 
erfüllt und sie nicht nur im negativen Sinne lebt, als verfehlte Möglichkeit. 
 Gott gibt dem Menschen durch die Teilhabe an seinem Sein22 Erkenntnis- und 
Entscheidungsfähigkeit, Gott schafft den Menschen in Freiheit oder wie Thielicke es 
eindeutig formuliert: „[Es] bleibt [...] zu bedenken, daß Selbstbewusstsein und 
Selbstbestimmung nicht unser kreatives Werk, sondern die uns zugesprochene 
Schöpfungsbestimmung sind.“23 . 
 
 Trotz dieses christlichen Menschenbilds gelangte das Mittelalter aber nicht über 
Herrschaftsbegrenzungsverträge hinaus. Der bekannteste ist wohl die Magna Charta 
Libertatum von 1215, die mit der Formel „Kein freier Mann darf ohne den Spruch eines 
Richters verhaftet, gefangen gehalten, seines Vermögens beraubt, für vogelfrei erklärt, 
verbannt oder in anderer Weise bestraft werden.“ unserem Menschenrechtsverständnis schon 
recht nahe kommt. 
 
 In der Renaissance wird der Mensch zwar zum Mittelpunkt der Philosophie, dies hat 
realpolitisch allerdings keine Spuren im Sinne eines Menschenrechtsduktus hinterlassen. Statt 
dessen mündete die Emanzipation des Humanismus von der mittelalterlichen Kirche direkt in 
die Idee des absoluten Staates hinein. Niccolò Machiavelli und Jean Bodin sind hier die 
erwähnenswerten Vordenker des souveränen modernen Staates, den Thomas Hobbes mit 
seiner Vertragstheorie rechtfertigte: Die Übertragung aller Rechte des Individuums an den 
Herrscher sei notwenig, um das Individuum wirkungsvoll schützen zu können. In der Mitte 
des 17. Jahrhunderts schien es zu diesem Staatsmodell keine Alternative zu geben, zumal 
auch der Westfälische Friede von 1648 die Souveränität der Staaten garantierte. 
 
 Einen anderen Weg gingen John Locke24 und später Jean Jacques Rousseau25, die mit ihrer 
Theorie des Gesellschaftsvertrags den entscheidenden Schritt vom Naturrecht zum 
Menschenrecht vollzogen. Der Gedanke des Abwehrrechts kam auf, d.h. aus dem Schutz des 
Individuums durch den Staat wurde der Schutz des Individuums vor dem Staat. Der 
Gesellschaftsvertrag sollte die fundamentalen Rechte der Menschen auch dann bewahren, 
wenn diese sich einer Herrschaft unterwerfen. Diese Rechte – Locke nennt life, liberty und 
property - sind dabei vorstaatlich und staatsunabhängig. Das Mittel, diese fundamentalen 
Rechte auch im Staat zu bewahren, sah Charles de Montesquieu im Prinzip der 
Gewaltenteilung.26 In der Folge dieser bahnbrechenden sozialphilosophischen Ideen standen 
zwei Revolutionen - die Glorious Revolution (1688) und die Französische Revolution (1789) -
, die Unabhängigkeit der Vereinigten Staaten (1776) und die ersten Kodifizierungen von 
Menschenrechten, die entscheidend waren und sind – bis heute. 
 Zu nennen sind v.a. die Virginia Bill of Rights, die Georg Mason am 12. Juni 1776 
verkündigte, die Declaration of Independence vom 04. Juli 1776, die mit dem Namen Thomas 
Jefferson verbunden ist und die Déclaration des droits de l’homme et du citoyen des Marquise 
de Lafayette, die am 26. August 1789 von der französischen Nationalversammlung 
angenommen wurde. In ihnen spürt man zum einen das christliche Menschenbild der Würde, 
zum anderen aber auch den Geist des Liberalismus, den Geist der Freiheit. 
 
 Die historische Leistung der Aufklärung bestand hinsichtlich der Menschenrechte v.a. in der 
Stärkung des Autonomiebegriffs. Autonomie verschafft dem Menschen – um mit Kant zu 
sprechen - die Fähigkeit zur „Selbstgesetzgebung“. Das ist natürlich kein unproblematischer 
Begriff und wenn man den Menschen aus dem religiösen Kontext herauslöst, dann muss man 
eine andere Instanz benennen, die zum „Gerichtshof“ (Kant) werden kann. Kant bezeichnet 
die Vernunft als diese Instanz.  
 Eine Vermittlung des säkularisierten vernunftzentrierten Menschenbild mit der christlichen 
Anthropologie gelingt dabei zumindest hinsichtlich der Achtung vor der Würde des Anderen, 
wenn man Kants sittliches Gebot in der so genannten humanitas-Formel des Kategorischen 
Imperativs beachtet: 
 „Handle so, daß du die Menschheit, sowohl in deiner Person als in der Person eines jeden 
anderen, jederzeit zugleich als Zweck, niemals bloß als Mittel brauchst.“27. 
 
 Der Mensch ist Zweck an sich selbst, er ist Selbstzweck. Das heißt umgekehrt aber auch, 
dass überall dort, wo der Mensch als Mittel zu einem vermeintlich höheren Zweck dient, seine 
Würde verletzt wird. Nirgendwo ist dies mehr geschehen als in den totalitären Ideologien des 
20. Jahrhunderts, im Faschismus und Kommunismus. 
 Vor dem Hintergrund der Erfahrungen des Zweiten Weltkriegs und des Holocaust kam es 
erstmals zu einer Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte, der Universal Declaration of 
Human Rights vom 10. Dezember 1948, deren erster Artikel lautet: 
 „Alle Menschen sind frei und gleich an Würde und Rechten geboren. Sie sind mit Vernunft 
und Gewissen begabt und sollen einander im Geiste der Brüderlichkeit begegnen.“28. 
 Hier manifestiert sich der Appell-Charakter der Menschenrechte („sollen“) ebenso wie die 
christlich tradierten Begriffe der Würde und des Gewissens, der liberalistische Begriff der 
Freiheit sowie die Vernunft als innere Beurteilungsinstanz im Sinne der 
Aufklärungsphilosophie. Hinzu kommt nun die Allgemeingültigkeit („Alle Menschen [...]“). 
Bevor ich diesen universalistischen Geltungsanspruch näher analysieren und gegen 
relativistische Tendenzen verteidigen werde, scheint es mir wichtig, einige begriffliche 
Präzisierungen vorzunehmen, um eine scharfe terminologische Trennung von Begründungs- 




 Mit Universalität meine ich die Annahme unbegrenzter, überzeitlicher, unveränderlicher 
Gültigkeit einer Norm aufgrund eines allgemeinen Begründungstatbestands, dem jeder 
vernünftige Mensch zustimmen muss. Bei der Universalität geht es also um eine ethische 
Letztbegründung, die eine Norm universalisierbar macht. Universalisierbarkeit bedeutet 
entsprechend die allgemeine Anerkennung einer Norm und die Beachtung derselben aufgrund 
der Möglichkeit der Einsicht in den Begründungszusammenhang dieser Norm. 
 Als Aufgabe würde die Universalisierung die faktische Umsetzung von als allgemeingültig 
anerkannten Normen vornehmen. Davon abzugrenzen ist eine Uniformierung, die auf die 
Durchsetzung bestimmter Normen weltweit setzt, wobei es aber an der Fundierung mittels des 
universalen Begründungszusammenhangs mangelt. 
 Analog dazu ist der ethische Relativismus vom kulturellen Pluralismus zu unterscheiden. 
Geht es bei letzterem um die empirisch gesicherte Tatsache, dass es Unterschiede zwischen 
den Kulturen hinsichtlich moralischer Normen gibt, so behauptet der Relativist, das dieser 
Unterschied sein muss, dass es mithin keine objektive Möglichkeit gibt, Normen als richtig 
oder falsch für alle zu begründen, dass man Handlungen moralisch immer nur im Kontext der 
gesellschaftlichen Situation oder des Standpunktes einer Gruppe beurteilen kann.  
 
 Die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte enthält Allaussagen, d.h. Formulierung der 
Art „Alle Menschen...“, „Jeder Mensch...“ oder „Niemand...“, was den Anspruch auf 
universale Geltung hervorhebt. Die Betonung in der Formulierung „Alle Menschen...“ liegt 
dabei auf dem Wort alle. Es soll ein Recht für alle Menschen sein, unabhängig von ihrem 
Aufenthaltsort oder ihrem Glauben, ihrer Weltanschauung oder ihrem Geschlecht.  
 Des weiteren impliziert der Menschenrechtsbegriff die starke Position des Individuums, 
denn schließlich soll das Menschenrecht für alle Menschen gelten und nicht für 
Kommunitäten oder Kollektive. Es gibt jedoch auch die, die das Wort Menschen so betonen, 
dass es einen Gegensatz impliziert zu Menschheitsrechte. Damit steht die Individualität des in 
der Erklärung geschützten Subjekts Pate für eine relativistische Ausdeutung des 
Menschenrechtsbegriffs. 
 
5. Relativistische Kritik am Universalitätsanspruch der Menschenrechte 
 
 Ich möchte konkret vier Kritikpunkte am Universalitätsanspruch der Menschenrechte 
nennen. 
 
 I. Das typisch westliche, aus dem christlichen Gottebenbildlichkeitsgedanken entlehnte 
Menschenbild rufe ein Rechtsverständnis hervor, das auf die Autonomie und auf die 
individuelle Freiheit fokussiert und in dieser Ausprägung in vielen gemeinschaftlich 
organisierten Stammeskulturen unbekannt sei und deshalb auf diese keine Anwendung finden 
solle. 
 II. Generell schaffe der Kulturpluralismus Abweichungen in der 
Menschenrechtsinterpretation, d.h. wer die Universalität der Menschenrechte vertritt, wolle 
nichts anderes als eine globale Monokultur. 
 III. Der Freiheits- und Autonomieduktus der Menschenrechte in ihrer vom „Westen“ 
proklamierten Form hemme den Entwicklungsprozess. Die Entwicklungsländer Afrikas und 
Lateinamerikas könnten sich nicht alle Freiheitsrechte leisten, diese somit auch nicht 
gewährleisten. Wirtschaftliche Entwicklung habe Vorrang vor einer strikten Einhaltung der 
Menschenrechte. 
 IV. Der vierte Kritikpunkt besteht in dem Vorwurf einer Doppelmoral des „Westens“, der 
Gestalt, dass z.B. behauptet wird, die US-Administration nehme es mit den Menschenrechten 
im eigenen Land bzw. dort, wo sie de facto die Macht hat, selbst nicht so genau und ließe 
daher jene Glaubwürdigkeit vermissen, die conditio sine qua non sei, um überall auf der Welt 
als Hüter und Garant von Demokratie und Menschenrechten aufzutreten. 
 
6. Analyse des und Kritik am Relativismus 
 
 Zu diesem letzten Punkt lässt sich an dieser Stelle nichts weiter sagen, als dass alle, die sich 
um die Achtung und Durchsetzung der Menschenrechte bemühen, durch Kohärenz in der 
Argumentation und Konsequenz im Handeln jenen political credit, jene Glaubwürdigkeit sich 
erwerben müssen, der nötig ist, um auch andere zu überzeugen. Wer im eigenen Land oder in 
treuhänderisch übergebenen Gebieten foltert und mordet, wird kaum das Vertrauen erwecken 
können, mit dem man auch Skeptiker für sich und seine Ideen gewinnt. 
 Der vorletzte Punkt – Menschenrechte und Entwicklung – ist in der Tat ein entscheidender. 
Ich werde dazu im abschließenden Fazit genauer Stellung beziehen. Doch schon jetzt sei 
gesagt, dass man nicht aufrechnen sollte, wenn es um Menschenrechtsverletzungen 
unterschiedlicher Art geht. 
 
 Die ersten beiden Punkte können im Sinne der Universalitätsthese gewendet werden. 
 Zum einen nämlich greift der Vorwurf des „ethischen Chauvinismus“ zu kurz, weil die 
Tatsache, dass sich der Gedanke der Menschenrechte einer spezifischen religiösen und 
philosophischen Tradition verdankt – was nach dem bisher gesagten ja der Fall ist -, keinen 
Einwand per se gegen die Universalität darstellt, denn das wäre ja so, als würde die weltweite 
Gültigkeit einer Rechnung, etwa 2+2=4, abgelehnt, nur weil sie mit arabischen Zahlen 
funktioniert und diese nicht von Aristoteles, Thomas von Aquin oder Kant entdeckt oder 
erfunden wurden. Ohne die arabischen Zahlen hätte es im Europa des Mittelalters keinen 
rasanten Aufschwung im Bereich der Naturwissenschaften gegeben, ohne Menschenrechte 
abendländischer Provenienz wird es in der arabischen Welt keinen Fortschritt in Gesellschaft, 
Politik und Wirtschaft geben. So wie der Okzident sich einst die Errungenschaften des Orient 
zunutze machte, so sollte der Orient nun die Notwendigkeit einer Integration okzidentaler 
Weltanschauung in seine Gesellschaft einsehen. Es geht dabei nicht um Uniformierung im 
Sinne eines einheitlichen westlichen Lebensstils, als um eine globale Monokultur, es geht 
vielmehr um die behutsame Einbettung eines okzidentalen Menschenrechtsduktus in 
bestehende religiöse und kulturelle Traditionen. 
 Zum anderen müssen Menschenrechte individuell gelten, schließlich handelt es sich um 
Menschenrechte und nicht um Rechte bestimmter Kommunitäten wie Familien oder andere 
Menschengruppen. Es geht ja im Zweifel gerade darum, die Fremdbestimmung Dritter – auch 
innerhalb von Gruppen - zu limitieren. Freiheit und autonome Individualität des 
Familienmitglieds verschafft dann auch innerhalb der Familie eine Gültigkeit von 
elementaren Menschenrechten, u.U. sogar als Abwehrrechte gegen andere 
Familienmitglieder. 
 Die christliche Anthropologie, die sich hinter den auf den Einzelnen bezogenen 
Menschenrechten verbirgt, stellt kein Hindernis für die Universalitätsthese dar, wenn darauf 
geachtet wird, diese Christlichkeit nicht theologisch oder gar missionarisch zu überhöhen.  
Dabei muss v.a. auch auf die Sprache geachtet werden. Wer die „Kreuzzug-Metapher“29 
strapaziert, darf sich nicht wundern, wenn er in der arabischen Welt damit keine Freunde 
gewinnt. 
 Es sollte statt dessen die positive Erfahrung der christlich-abendländischen Kultur mit der 
Gottebenbildlichkeit als Grundannahme für die Vorstellung von der gleichen Würde aller 
Menschen in einen Dialog eingebracht werden, der diese Sichtweise als Angebot an alle 
religiösen und kulturellen Traditionen richtet. „Die Menschenrechte“, so Kühnhardt, „setzen 
zwar nicht notwendig ein christliches Menschenbild voraus, sie lassen sich aber nur 
begründen, wenn die Achtung des Mitmenschen ein Grundprinzip der Gesellschaft ist.“30 Es 
geht also um den Inhalt, nicht um das Etikett. 
 Weltzuwendung und Offenheit sind Bedingungen für den Dialog, für die Entwicklung hin 
zum Konsens. Grundlage dieses Dialogs sollte die Goldene Regel sein. 
 
7. Einführung der Goldenen Regel 
 
 Die Eignung der Goldenen Regel als eine solche Dialogregel und als ethisches Prinzip zur 
Stützung des Universalitätspostulats im Zusammenhang mit den Menschenrechten ergibt sich 
schon aus ihrer weltweiten Verbreitung und ihrer universalen Bekanntheit. Dabei ist sie nach 
religionswissenschaftlichen Erkenntnissen „unabhängig an mehreren Orten entstanden“31, was 
sie zu einer „sittlichen Grundformel der Menschheit“32 macht, zu einem zwingend und zeitlos 
gültigen ethischen Prinzip33. 
 
8. Formen der Goldenen Regel 
 
 Seit vielen Jahrhunderten findet man die Goldene Regel in verschiedenen Kulturen und 
Religionen. 
 Formen der Goldenen Regel aus dem 6.-4. Jh. v. Chr. sind u.a. aus dem Konfuzianismus 
(„Was du selbst nicht wünschst, das tu auch nicht anderen Menschen an.“34) und dem 
Buddhismus („Ein Zustand, der nicht angenehm oder erfreulich für mich ist, soll es auch nicht 
für ihn sein, und ein Zustand, der nicht angenehm oder erfreulich für mich ist, wie kann ich 
ihn einem anderen zumuten?“35) bekannt. 
 Auch die griechische Philosophie kennt zu dieser Zeit schon die Goldene Regel. Thales von 
Milet sagt: „Wie können wir das beste und rechtschaffenste Leben führen? Dadurch, daß wir 
das, was wir bei anderen tadeln, nicht selber tun.“36. 
 Etwas jünger sind die entsprechenden Goldene-Regel-Varianten des Judentums und des 
Christentums, die abschließend genannt sein sollen. Im Buch Tobit, das aus dem 2. Jh. v. Chr. 
stammt, heißt es: „Was dir selbst verhaßt ist, das mute auch einem anderen nicht zu.“37 und im 
Matthäus-Evangelium: „Alles, was ihr wollt, daß euch die Menschen tun, also tuet auch ihr 
ihnen.“38
 
9. Wesensmerkmale der Goldenen Regel: Wohlwollen und Gerechtigkeit 
 
 Neben der Universalität, die die Goldene Regel auszeichnet, ist die Gegenseitigkeit das 
Wesensmerkmal dieser ethischen Norm. Es geht um eine Beziehung, die wahrgenommen und 
geachtet werden soll, es geht um ein Sich-Hineinversetzen in den anderen, also es geht um 
Empathie. Leibniz meint dazu, „daß der rechte Gesichtspunkt, um billig zu urteilen, der ist, 
sich in die Stelle des anderen zu versetzen“39. 
 Andererseits vermag die Goldene Regel mit ihren positiven und negativen Formulierungen  
zwei Grundaspekte jeder Ethik zu erfassen: Wird in der positiven Form der Goldenen Regel 
(„Verhalte dich dem Anderen gegenüber so, wie du willst, dass er sich dir gegenüber 
verhält.“) kontextualistisches Wohlwollen gefordert, verweist die negative Fassung („Was Du 
nicht willst, dass man dir tu’, das füg auch keinem andern zu.“) auf die kontraktualistisch zu 
definierenden Grenzen der Eingriffsmöglichkeit in die Sphäre des autonomen Anderen, 
orientiert am Begriff der Gerechtigkeit. 
 
 
10. Der zivilisatorische Fortschritt der Goldenen Regel: Toleranz und Wertschätzung 
 
 Zu diesen gravierenden Argumenten tritt ferner hinzu, dass der Impetus der Goldenen Regel 
den ent-scheidenden zivilisatorischen Fortschritt vom Vergeltungsprinzip zum Grundsatz des 
Wünschenswerten manifestiert. Nicht mehr Gleiches mit Gleichem zu beantworten (nach dem 
alttestamentlichen ius talionis40, also „Auge um Auge, Zahn um Zahn.“41), sondern zu 
erkennen, dass die Fortschreibung von ethisch falschem Verhalten nur in der empathischen 
Haltung dem anderen gegenüber durchbrochen und nur in der Bezugnahme auf das 
Erwünschte überwunden werden kann, stellt eine neue Form des Umgangs miteinander dar, 
die alle Möglichkeiten friedlich-kooperativen Zusammenlebens eröffnet. Dabei ist auf die 
Deutung der Goldenen Regel im Sinne des Wünschenswerten zu achten, also darauf, dass 
man fragt: „Wie hätte der andere gerne, dass ich ihn behandele?“ und nicht „Wie würde der 
andere mich wohl behandeln?“, denn diese Frage steht zu nahe am Vergeltungsprinzip. Hoche 
schlägt deswegen folgende Formulierung der Goldenen Regel vor: „Behandele jedermann so, 
wie du selbst an seiner Stelle wünschtest behandelt zu werden.“42. 
 
 Gerade in der Auseinandersetzung mit dem Fanatismus, eine der großen Herausforderungen 
unserer Zeit, zeigt sich darin die Stärke der Goldenen Regel, deren Prinzipien Toleranz und 
Wertschätzung den überlegenen Ansatz gegenüber der fanatischen Intoleranz und Verachtung 
des Anderen darstellen. 
 Dazu ist die Goldene Regel nun unter den beiden ethischen Grundaspekten zu betrachten, 
die ihre positive und negative Formel manifestieren - Wohlwollen und Gerechtigkeit. Bevor 
ich dies tun werde, möchte ich auf die Kritik an der Goldenen Regel eingehen. 
 
11. Kritik an der Goldenen Regel 
 
 An der Goldenen Regel kommt man im Grunde nicht vorbei, wenn man sich mit Ethik 
beschäftigt und einige Größen der Philosophiegeschichte haben sich mit der Goldenen Regel 
auseinander gesetzt. Leibniz hatte ich schon genannt, Herder bezeichnete sie mal als „Regel 
der Gerechtigkeit und Wahrheit“, als „das große Gesetz der Billigkeit und des 
Gleichgewichts“43, doch sonst wird die Goldene Regel von der Philosophie verschmäht und in 
den Bereich der Theologie verbannt – als christliche Moral. So enthält das „Historische 
Wörterbuch der Philosophie“ das Stichwort „Goldene Regel“ nicht.44 Seit den 1960er Jahren 
nimmt das Interesse an und die Beschäftigung mit der Goldenen Regel wieder zu, für die 
angelsächsische Philosophie seien hier Marcus G. Singer und Richard M. Hare erwähnt, für 
die deutsche Philosophie sind hier v.a. Hans Reiner und Hans-Ulrich Hoche zu nennen. 
 
 I. Kant, der die Goldene Regel für „trivial“ hielt, behauptet in der Grundlegung zur 
Metaphysik der Sitten, mit der Goldenen Regel könne ein Verbrecher „gegen seinen Richter 
argumentieren“45, da dieser ja an seiner statt auch nicht gerne verurteilt werden würde. Er 
schlägt ja dann mit dem Kategorischen Imperativ eine vernunftbasierte und pflichtorientierte 
Regel autonomer Ethik vor, die im übrigen so weit von der Goldenen Regel gar nicht entfernt 
ist.46
 Dieses Richter-Beispiel übersieht jedoch zweierlei. Erstens geht es darum, in solchen 
Entscheidungssituationen nicht nur den direkt Betroffenen, sondern auch die „relevanten 
Umstände“ einzubeziehen, also im Falle des Richters, der einen Angeklagten zu verurteilen 
hat, die Gesellschaft, insbesondere das oder die Opfer und die Angehörigen. Man gelangt so 
von einer bilateralen Betrachtung der Situation zur multilateralen. Zweitens - und das ist 
entscheidend - geht es ja nicht darum, im vorliegenden Fall der konkreten Situation das 
Wünschenswerte zu beachten, sondern für einen hypothetischen Fall. Hare macht deutlich, 
dass die entscheidende Frage nicht etwa lautet: „Was würdest du sagen, wenn du er wärest?“, 
sondern immer „Was sagst du über einen hypothetischen Fall, in dem du in der Lage des 
Betroffenen bist?“.47  
 
 II. Als weiterer Einwand sei die angebliche Wettbewerbsfeindlichkeit der Goldenen Regel 
genannt, die Brülisauer einführt48, die jede kompetitive Situation (z.B. im sportlichen 
Wettbewerb) ethisch un-möglich macht, wenn man die Goldene Regel als Prinzip zugrunde 
legt, denn wenn man nicht besiegt werden möchte, ist es dann moralisch zulässig, andere 
besiegen zu wollen und u.U. tatsächlich zu besiegen? 
 Die Lösung dieses Problems liegt in der sprachanalytischen Unterscheidung zwischen 
Handlungsbegriffen und Erfolgsbegriffen nach Ryle49. Dabei stellt sich heraus, dass siegen ein 
Erfolgsbegriff ist, man also ethisch nicht falsch handelt, wenn man - wie alle anderen auch - 
sein Bestes gibt und dadurch im Ergebnis den Sieg davonträgt. Man muss im Sinne der 
Goldenen Regel nur hoffen, dass alle Beteiligten auch wirklich ihr Bestes gegeben haben, also 
dem Handlungsbegriff zu siegen versuchen Rechnung trugen. Die Goldene Regel als 
ethisches Prinzip ist nur anwendbar auf Handlungsbegriffe, nicht auf Erfolgsbegriffe. 
 
 III. Das Problem der Anwendung der Goldenen Regel im singulären Fall einer bilateralen 
Situation mit fehlender Gleichförmigkeit der Handelnden führt uns das Fuchs-Storchen-
Beispiel vor Augen. 
 In der berühmten Fabel Lafontaines lädt der Fuchs den Storch zur Suppe ein und serviert 
diese auf einem flachen Teller, so dass nur er an die Suppe gelangen kann; der Storch 
hingegen mit seinem langen Schnabel „kein Bißchen in den Magen bekam“50. Hierin sieht 
Hoche einen möglichen Einwand gegen die Goldene Regel, da sich der Fuchs ja durchaus 
wünschen kann, für den Fall einer Einladung durch den Storch auch von diesem die Suppe auf 
einem flachen Teller serviert zu bekommen. 
 Das ist jedoch so in der Goldenen Regel nicht gemeint, denn es geht in der Fabel ja darum, 
dass der Fuchs dem Storch die Suppe in einer für diesen ungeeigneten Weise serviert und der 
Fuchs von daher damit rechnen muss, vom Storch das Essen in einer für ihn - den Fuchs - 
analog ungeeigneten Weise vorgesetzt zu bekommen, wie dies bei der Gegeneinladung ja 
auch geschieht, als der Storch seinem Gast Fleischstücke „in Krügen eingepreßt“ serviert, in 
„langhalsigen und engen“51.  
 Nach Hoche darf man bei der Anwendung der Goldenen Regel nicht die Frage stellen: „Wie 
würde ich, mit all meinen Eigenschaften, an seiner Stelle behandelt werden wollen?“, sondern 
man muss sich fragen: „Wie würde ich, mit all seinen Eigenschaften, an seiner Stelle 
behandelt werden wollen?“52. 
 Das Problem dabei ist aber, dass diese Deutung der Goldenen Regel, nämlich Gleiches 
gleich und Ungleiches ungleich zu behandeln, die Grenzen zwischen der Goldenen Regel als 
Soll-Prinzip des Wollens und der Vergeltungslogik als Ist-Prinzip verschwimmen lässt.53
 Hare schlägt eine modifiziert-partikuläre Lesart der Goldenen Regel für solche Fälle vor. Es 
komme, so Hare, darauf an, sich in den anderen hineinzuversetzen und sich vorzustellen, wie 
es wäre, bestimmte Eigenschaften des Anderen zu haben oder eigene Eigenschaften nicht zu 
haben und wie dann zu handeln wäre. Der Fuchs müsste sich im Rahmen eines solchen 
Einfühlungsaktes also vorstellen, wie er die Suppe gerne vorgesetzt bekäme, wenn er – wie 
der Storch - einen langen Schnabel hätte, der Storch, wie er – als schnabelloser Fuchs – gerne 
den Braten serviert bekäme. Somit ist eine Gleichförmigkeit der menschlichen Natur nicht 
Voraussetzung. Im Zusammenhang mit den Menschenrechten hemmt der Kulturpluralismus 
also nicht die Anwendbarkeit der Goldenen Regel als Grundlage des Dialogs, wenn jeder 
Dialogteilnehmer bereit bin, diesen Einfühlungsakt zu vollziehen. 
 
 IV. Ein letzter Einwand führt uns die Probleme der Goldenen Regel im 
Menschenrechtsdiskurs vor Augen: Wenn es so ist, dass ein imaginärer Rollentausch und die 
Frage „Was sagst du hier und jetzt über einen hypothetischen Fall, in dem du in der Lage des 
Betroffenen bist?“ als ein Testverfahren - der so genannte Goldene-Regel-Test nach Hare - 
dienen kann, welches ein moralisches Prinzip auf „Goldene-Regel-Tauglichkeit“ zu 
überprüfen imstande ist, dann ergibt sich ein Problem mit dem Fanatiker. Hare benutzt das 
Beispiel des Nazis, dessen Hass auf Juden so groß ist, dass er für den Fall, dass er Jude wäre, 
seine Ermordung fordern würde.54 Man könnte aber auch den Selbstmordattentäter anführen, 
der ja tatsächlich in Umkehrung der Goldenen Regel die Konsequenz zieht: „Ich will, dass 
meine Feinde sterben, also kann ich ja nicht wollen, dass ich am Leben bleibe.“ Bleiben 
Pflichten gegen sich selbst unberücksichtigt55, erfüllten beide,  der Nazi und der 
Selbstmordattentäter die Testbedingung, ihre Haltung kann aber keineswegs als vernünftiges 
moralisches Prinzip gelten. 
 Dem Problem des Fanatismus ist nur durch eine Erweiterung des Konzepts der Goldenen 
Regel beizukommen, der Gestalt, dass ethische Entscheidungen auf Grund der Goldenen 
Regel so zu treffen sind, dass sie im Allgemeinen die besten Ergebnisse zeitigen. So gelangt 
Hare zu seinem universellen Konsequentialismus. So verstanden und so angewendet ist die 
Goldene Regel ein geeignetes ethisches Prinzip, die Universalität der Menschenrechte zu 
erweisen und deren Universalisierung zu befördern. 
 
 Abschließend möchte ich mit den Begriffen Toleranz und Wertschätzung, Wohlwollen und 
Gerechtigkeit, welche die Goldene Regel charakterisieren, einen Bezug herstellen zu 





 I. Bei der Toleranz geht es darum, nicht nur Wohlwollen, sondern auch Gerechtigkeit 
walten zu lassen, was Intoleranz gegenüber Intoleranten ausdrücklich möglich und nötig 
macht, innerstaatlich, aber auch international. Christliche Feindesliebe kann in dem 
Zusammenhang nur als praeperatio cordis (Augustinus) gedeutet werden, nicht als 
realpolitische Prämisse. Die Fairness des im Ethos der Goldenen Regel geführten Dialogs um 
die weltweite Etablierung der Menschenrechte darf nicht missbraucht werden. Dies ist der 
Fall, wenn das Dialogangebot genutzt wird, um unter dem Schutz der Toleranz 
Menschenrechte zu verletzen.  
 Auf völkerrechtlicher Ebene ergibt sich aus dieser Frage das alles entscheidende 
Spannungsverhältnis unserer Zeit, nämlich das zwischen dem Schutz der Menschenrechte – 
als universal gültig angenommen - auch durch militärische Interventionen und dem Prinzip 
der staatlichen Souveränität, das in der Charta der Vereinten Nationen jedem Staat garantiert 
wird.  
 Wie weit darf der Menschenrechtsschutz gehen? Ich meine, dass dort, wo der Staat versagt, 
wo er elementare Menschenrechte nicht mehr gewährleisten kann oder will, dass sich dort als 
ultima ratio nicht ein Recht zur Intervention ergibt, sondern die Pflicht. Das Recht schafft 
nämlich jenen übergroßen Ermessensspielraum, der zur Unglaubwürdigkeit des „Westens“ 
beiträgt. Wenn nach geostrategischen und ökonomischen Motiven entschieden wird, ob in 
einer Region die Menschenrechte militärisch geschützt werden sollen oder nicht, dient dies 
nicht der Stärkung der Freiheit, sondern der Schwächung des Vertrauens. Bei aller Vorsicht, 
die der Analogieschluss vom innerstaatlichen Recht auf das Völkerrecht gebietet: Eine 
Polizei, die Verbrechen nur bekämpfen darf, aber nicht muss, ist nicht besonders 
vertrauenserweckend. Selbstredend müssten vor der Institutionalisierung einer Pflicht zur 
Intervention die Tatbestandsmerkmale der „interventionswürdigen 
Menschenrechtsverletzung“ genau beschrieben56 und Fragen zu Art und Ausmaß der 
Kriegsführung geklärt werden.57
 
 II. Bei der Wertschätzung geht es umgekehrt nicht nur um Gerechtigkeit, sondern auch um 
Wohlwollen. Das bedeutet, dass die Forderung nach Autonomie und Freiheit des Subjekts 
verknüpft werden muss mit der kulturellen Integrität der Kommunitäten, die in ihren 
Eigenheiten ernst genommen werden müssen. 
 Ferner – und jetzt komme ich zurück auf das Argument der Entwicklungshemmung – 
müssen die sozialen Probleme der so genannten „Dritten Welt“ ins Zentrum des 
Menschenrechtsdiskurses rücken. Lebens-, Freiheits- und Gleichheitsrechte und soziale 
Rechte gehören unbedingt zusammen. Ernst Bloch sagt dazu: „Keine wirkliche Installierung 
der Menschenrechte ohne Ende der Ausbeutung, kein wirkliches Ende der Ausbeutung ohne 
Installierung der Menschenrechte.“58
 Deshalb ist zunächst und vor allem das wirtschaftliche und soziale Fundament zu legen, auf 
dem das Menschenrechtsgebäude in der „Dritten Welt“ errichtet werden kann. Das ist 
insbesondere Aufgabe der reichen Industrienationen und ganz konkret Gegenstand der 
aktuellen Verhandlungen in der World Trade Organisation (WTO). 
 Ferner kann der gezielte Einsatz begleitender Konditionalitäten bei der Mittelvergabe durch 
den Internationalen Währungsfond (IWF) und die Weltbank ökonomische Hilfe und 
Menschenrechtsschutz wirksam in Einklang bringen, wenn im Hinblick auf die Transparenz 
des politischen Systems, die Effizienz der Verwaltungsstruktur und v.a. die Rechtssicherheit 
Budgethilfen und Wirtschaftsförderung an menschenrechtliche Standards gekoppelt werden. 
 
 Wenn es gelingt, die Toleranz und die Wertschätzung, welche die Goldene Regel beinhaltet, 
in diesem erweiterten Verständnis (Gerechtigkeit und Wohlwollen) zu sehen, bin ich 
zuversichtlich, dass aus der Universalität der Menschenrechte auch die praktische 
Universalisierung folgen kann. 
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